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Entschließung des Europäischen Parlaments zum Verkauf der Unionsbürgerschaft
(2013/2995(RSP))

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 5 Absätze 1 und 2 des Vertrags über die Europäische Union,

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass den EU-Verträgen zufolge Fragen des Aufenthaltsrechts und der 
Staatsbürgerschaft unter die ausschließliche Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallen;

B. in der Erwägung, dass immer mehr Mitgliedstaaten vorübergehende oder dauerhafte 
Aufenthaltsgenehmigungen an Drittstaatsangehörige vergeben, die Direktinvestitionen, 
u. a. in Immobilien, Unternehmen oder durch Bankeinlagen, tätigen; in der Erwägung, 
dass in manchen Mitgliedstaaten ein ständiges Aufenthaltsrecht mit Zugang zum 
gesamten Schengen-Raum erworben werden kann; sowie in der Erwägung, dass in 
bestimmten Mitgliedstaaten Schritte unternommen werden, die letztendlich zum Verkauf 
der Staatsbürgerschaft dieses Mitgliedstaats führen könnten;

C. in der Erwägung, dass bei den Programmen für Immobilienanlagen einige Länder in 
direktem Wettbewerb miteinander stehen, was sich dahingehend auswirkt, dass der 
erforderliche Mindestinvestitionsbetrag für den Erwerb einer Aufenthaltsgenehmigung 
immer weiter sinkt;

D. in der Erwägung, dass diese Investitionsprogramme in manchen Mitgliedstaaten negative 
Begleiterscheinungen haben könnten, wie etwa Verzerrungen auf den heimischen 
Immobilienmärkten;

E. in der Erwägung, dass auch Bedenken hinsichtlich der Qualität der 
Überprüfungsverfahren und der damit zusammenhängenden Sicherheitsfragen laut 
wurden, da die Exekutivbehörden einiger Mitgliedstaaten anscheinend nicht immer in der 
Lage sind, die steigende Zahl der Anträge auf Aufenthaltsbewilligungen, die im Rahmen 
dieser Programme gestellt werden, ordnungsgemäß zu bearbeiten;

F. in der Erwägung, dass in einigen Mitgliedstaaten ein wesentlicher Prozentsatz der Anträge 
auf Aufenthaltsbewilligungen von Drittstaatsangehörigen gestellt wird, die im Hinblick 
auf den Datenaustausch und Zuverlässigkeitsüberprüfungen nicht immer gut mit den 
zuständigen Exekutivbehörden zusammenarbeiten;

1. nimmt die Programme zur Kenntnis, die manche Mitgliedstaaten umsetzen, um 
Investitionen anzuziehen, und räumt ein, dass diese Programme u. U. neues Geld in 
krisengeschüttelte Volkswirtschaften pumpen könnten;

2. ist der Ansicht, dass Fragen des Aufenthaltsrechts und der Staatsbürgerschaft unter der 
ausschließlichen Zuständigkeit der Mitgliedstaaten verbleiben sollten;
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3. betont seine Bedenken im Zusammenhang mit der Sicherheit im gesamten Schengen-
Raum und weist nachdrücklich darauf hin, dass die Vielfalt der Programme und Verfahren 
für die Verleihung von Aufenthaltsrechten in den verschiedenen Mitgliedstaaten direkte 
Auswirkungen auf den Zugang zum Schengen-Raum hat; 

4. fordert die Mitgliedstaaten auf, bei Zuverlässigkeitsüberprüfungen weiterhin die höchsten 
Standards anzuwenden, um Missbrauch durch Verbrecher und Geldwäscher zu 
verhindern;

5. stellt fest, dass der aktuelle Wettbewerb um attraktivere Investitionsbedingungen zu einer 
Absenkung der Standards und Anforderungen für den Erwerb von 
Aufenthaltsgenehmigungen für den Schengen-Raum führen könnte; fordert die 
Mitgliedstaaten auf, Investitionsprogramme umzusetzen, aus denen ihre Bürger und ihre 
Volkswirtschaft den größten Nutzen ziehen können;

6. äußert sich besorgt über die Verzerrungen, die in manchen Mitgliedstaaten in bestimmten 
Wirtschaftsbranchen festzustellen sind, etwa auf dem Immobilienmarkt; ist zudem besorgt 
darüber, dass bestimmte Mitgliedstaaten besonders anfällig für künstliche 
Vermögenspreisblasen und unlauteren Wettbewerb um Warenkredite sind, wodurch der 
ansässigen Bevölkerung Nachteile entstehen und möglicherweise soziale Spannungen 
entstehen könnten; 

7. fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Zuständigkeiten in diesem Bereich vorsichtig 
auszuüben und mögliche Begleiterscheinungen zu berücksichtigen;

8. fordert die Mitgliedstaaten auf, wirksam untereinander und mit den maßgeblichen EU-
Einrichtungen wie Europol zusammenzuarbeiten, um einen kriminellen Missbrauch ihrer 
Investitionsprogramme zu verhindern;

9. fordert die Kommission auf, die Programme der einzelnen Mitgliedstaaten zu überwachen 
und die potenziellen finanziellen, strafrechtlichen und sicherheitsrelevanten Risiken im 
Zusammenhang mit diesen Programmen zu untersuchen;

10. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission und den 
Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln.


